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Satzung 
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vom 27.08.2019 

 
 

Aufgrund von Art. 19 Abs. 6 des Bayerischen Hochschulgesetzes in Verbindung mit § 27 der 
Grundordnung der Hochschule für angewandte Wissenschaften München erlässt die 
Hochschule München folgende 
 

Satzung 
 
 

§ 1 Zweck der Satzung 
 
Diese Satzung regelt die Organisation und Trägerschaft des Studiengangs Entrepreneurship 
and Digital Transformation an der Hochschule für angewandte Wissenschaften München. 
 
 
§ 2 Träger, Koordination, beteiligte Fakultäten, Gemeinsame Kommission 
 
(1) 1Träger des Studiengangs Entrepreneurship and Digital Transformation sind folgende 

Fakultäten: 
 

 Fakultät für Maschinenbau, Fahrzeugtechnik, Flugzeugtechnik (FK 03) 
 Fakultät für Versorgungs- und Gebäudetechnik, Verfahrenstechnik Papier und 

Verpackung, Druck- und Medientechnik (FK 05) 
 Fakultät für Informatik und Mathematik (FK 07) 
 Fakultät für Wirtschaftsingenieurwesen (FK 09) 
 Fakultät für Betriebswirtschaft (FK 10) 
 Fakultät für Design (FK 12) 

 
2Weitere Fakultäten können in Abstimmung mit den in Satz 1 genannten Fakultäten als Träger 
hinzutreten. 3Die Träger werden nachfolgend als die „beteiligten Fakultäten“ bezeichnet. 
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(2) 1Die Koordination des Masterstudiengangs Entrepreneurship and Digital Transformation 
obliegt der Fakultät für Wirtschaftsingenieurswesen (FK 09). 2Durch Senatsbeschluss kann 
diese Funktion auf Antrag einer anderen beteiligten Fakultät übertragen werden.  
 
(3) 1Die beteiligten Fakultäten bilden eine Gemeinsame Kommission gem. Art. 19 Abs. 6 
BayHSchG in Verbindung mit § 27 der Grundordnung der Hochschule für angewandte 
Wissenschaften München. 2Die Gemeinsame Kommission setzt sich aus folgenden 
Mitgliedern zusammen: 

 
- Jede der beteiligten Fakultäten entsendet eine/einen durch Fakultätsratsbeschluss 
bestimmte/n Professorin/Professor in die Gemeinsame Kommission. Bei Abstimmungen 
besitzen die ProfessorInnen ein doppeltes Stimmrecht. 

 
- Weiteres Mitglied der Gemeinsamen Kommission ist die/der Hochschulfrauenbeauftragte der 
Hochschule München (Art. 19 Abs. 6 Satz 2 BayHSchG). Die/der Hochschulfrauenbeauftragte 
kann die Mitgliedsaufgabe an eine/n ihrer/seiner StellvertreterIn übertragen. 
 
- Weitere Mitglieder der Gemeinsamen Kommission sind zwei Studierende aus dem 
Masterstudiengang Entrepreneurship and Digital Transformation. Diese werden von den 
StudierendenvertreterInnen des Fakultätsrats der koordinierenden Fakultät vorgeschlagen 
und durch Fakultätsratsbeschluss der koordinierenden Fakultät bestellt. 
 
(3) 1Die Gemeinsame Kommission bestimmt ihre Vorsitzende/ihren Vorsitzenden und deren 
Stellvertreterin/dessen Stellvertreter aus ihrer Mitte. 2Die bzw. der Vorsitzende und ihre/seine 
Stellvertreterin/sein Stellvertreter gehören verschiedenen Fakultäten an. 3Sie müssen dem 
Kreis der Professorinnen und Professoren entstammen. 
 
(4) 1Die Amtszeit der Mitglieder der Gemeinsamen Kommission beträgt für die Vertreterinnen 
und Vertreter der Studierenden ein Jahr und für alle anderen Mitglieder drei Jahre und beginnt 
jeweils mit dem Wintersemester. 2Wiederbestellung ist zulässig. 3Scheidet ein Mitglied 
vorzeitig aus, erfolgt für den Rest der Amtszeit eine Nachbestellung. 
 
(5) 1Die Gemeinsame Kommission organisiert in Abstimmung mit der Leitung der beteiligten 
Fakultäten den Studienbetrieb. 2Falls im Sinne von § 5 Abs. 3 die Zustimmung der 
Fakultätsräte erforderlich ist, stellt sie Anträge bei den Fakultätsräten der beteiligten Fakultäten 
sowie nach deren Zustimmung beim Senat oder der Hochschulleitung.  
 
 
§ 3 Prüfungskommission 
 
(1) Die Gemeinsame Kommission bestimmt aus ihrem Kreis drei Professorinnen/Professoren 
als Mitglieder der Prüfungskommission. 
 
(2) 1Die Prüfungskommission bestimmt ihre Vorsitzende/ihren Vorsitzenden und deren 
Stellvertreterin/dessen Stellvertreter aus ihrer Mitte. 2Die bzw. der Vorsitzende und ihre/seine 
Stellvertreterin/sein Stellvertreter gehören verschiedenen Fakultäten an. 
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§ 4 Lehrangebot 
 
Die beteiligten Fakultäten verpflichten sich zu einem verbindlichen Lehrangebot gemäß der 
Studien- und Prüfungsordnung. 
 
 
§ 5 Studienplan / Studienordnung 
 
(1) Die Gemeinsame Kommission ist zuständig für die Anpassung der Studieninhalte und –
strukturen. 
 
(2) 1Die Gemeinsame Kommission erstellt und veröffentlicht den Studienplan. 2Bezüglich der 
fachspezifischen Vertiefungsmodule von beteiligten Fakuläten wird auf die Studienpläne der 
Fakultäten verwiesen. 
 
(3) 1Die Fakultätsräte sind über SPO-Änderungen zu informieren, bevor diese in den Senat 
eingebracht werden. 2Im Falle von kapazitäts- bzw. ressourcenrelevanten Änderungen ist die 
Zustimmung der Fakultätsräte erforderlich. 3Die Gemeinsame Kommission reicht mit dem 
Antrag auf Behandlung der Studien- und Prüfungsordnung im Senat eine Bestätigung ein, 
dass die Fakultätsräte informiert wurden bzw. die Zustimmung durch die Fakultätsräte erfolgt 
ist. 
 
 
§ 6 Beirat 
(1) Für den Studiengang kann ein Beirat aus Vertretern der Wirtschaft oder Verwaltung 
gebildet werden, der die Gemeinsame Kommission berät und unterstützt. 
 
(2) 1Die Mitglieder des Beirats werden von der Gemeinsamen Kommission für einen Zeitraum 
von drei Kalenderjahren ernannt. 2Die Fakultäten werden über die Zusammensetzung des 
Beirates informiert. 
 
 
§ 7 Austritt 
(1) 1Jede der beteiligten Fakultäten kann aufgrund eines entsprechenden 
Fakultätsratsbeschlusses ihre Trägerschaft zum Semesterende abgeben und damit aus dem 
Kreis der beteiligten Fakultäten austreten. 2Hierzu muss der oder dem Vorsitzenden der 
Gemeinsamen Kommission mindestens sechs Monate vor Semesterende ein Protokoll der 
Fakultätsratssitzung, in der ein Austritt beschlossen wurde, zugeleitet werden. 3Im Falle eines 
Austritts bleiben alle beteiligten Fakultäten einschließlich der austretenden Fakultät für die 
Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Studienverlaufs und -abschlusses der zu diesem 
Zeitpunkt eingeschriebenen Studierenden verantwortlich. 
 
(2) Der Austritt einer Fakultät wird erst mit Inkrafttreten einer Änderungssatzung zur 
Organisation des Studiengangs Entrepreneurship and Digital Transformation, die der 
Genehmigung des Senats bedarf, wirksam. 
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§ 8 Inkrafttreten 
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 






	00_Satzung
	noreply-Sharp-a115@hm.edu_20190827_090628

